
Art. 2 Politische Grundlagen

dem Jahre 1947 übernommen worden (Art. 2 Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen- 
Anhalt, Art. 2 Abs. 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg). Walter Ulbricht kom­
mentierte diese Formulierung wie folgt: »Während in der Weimarer Verfassung lediglich 
gesagt wurde, daß die Staatsgewalt vom Volke ausgehe, ist in den Landesverfassungen 
hervorgehoben, daß die Staatsgewalt >durch das Volk< ausgeübt wird. Das Volk verwirk­
licht seinen Willen nicht nur durch die Wahl der Volksvertretungen, sondern auch durch 
die Mitwirkung an der Verwaltung und Rechtsprechung und durch die umfassende Kon­
trolle der Verwaltungsorgane«. Trotzdem war in die Verfassung von 1949 nur der Satz 
»Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus« aufgenommen worden.

In der Verfassung von 1968/1974 wird die Wendung »geht vom Volke aus« nicht 
mehr verwendet. Nur der Satz von der Machtausübung ist darin zu finden. Darunter ist 
nicht das Bekenntnis zu einer ausschließlich unmittelbaren Demokratie zu verstehen. 
Denn als ein modernes Großflächengebilde mit einer nach Millionen zählenden Bevölke­
rung kann die DDR nicht auf Volksvertretungen verzichten, durch die die Bürger ihre po­
litische Macht ausüben. Indessen zeigt die Formulierung an, daß die Volksvertretungen 
den Volkswillen nicht »repräsentieren«. Der Wille der Volksvertretungen wird mit dem 
Willen des Volkes für identisch gehalten (s. Erl. zu Art. 5). Damit die ideelle Identität der 
faktischen Identität möglichst nahe kommt, wird der »aktiven Mitgestaltung der Bürger« 
(Art. 5 Abs. 2, Art. 21) Raum gewährt.

6 6. Schließlich unterscheidet sich Art. 2 Abs. 1 Satz 1 von den früheren Formulierungen
des Satzes von der Volkssouveränität dadurch, daß in ihm nicht der Begriff »Staatsge­
walt«, sondern der Begriff »politische Macht« verwendet wird. Die Verfassung reflektiert 
hier den Unterschied zwischen Gesellschaft und Staat, den die marxistisch-leninistische 
Staatslehre seit 1963 neu entdeckt hat (s. Rz. 20 zu Art. 1). So differenziert die Verfassung 
zwischen »politischer« und »staatlicher« Macht. Art. 2 Abs. 1 Satz 2 bestimmt, von wem 
die politische Macht ausgeübt wird. In Art. 5 wird festgelegt, über welche Staatsorgane 
die politische Macht in staatliche Macht transformiert wird.
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